
Ratespiel – Wer bin ich?

„Wer  bin  ich?“,  fragt  unser  Autor,  und  skizziert  nach
Darlegung des ganzen Problems eine Lösung auf, die diskutiert
werden darf. Mehr sei an dieser Stelle noch nicht verraten.
Also dann: rein ins Ratespiel.

Hinweise

Ich gelte als mitverantwortlich fur̈ enorme finanzielle
Verluste, 
die  der  Gesellschaft  auferlegt  und  von  den  Steuerzahlern
getragen werden.

Von Gesetzes wegen wird mir eine Schuld auferlegt, die sich
regelmas̈sig erhoḧt,
denn Millionen von Menschen wollen, dass ich fur̈ meine
Inkompetenz bezahle.

Ich bin gezwungen, mit einem absoluten Minimum zu leben,
und werde bezug̈lich eventueller Einnahmen, die mir automatisch
weggenommen werden, beaufsichtigt.

Ich bin ein Individuum, das sehr strikt kontrolliert wird,
und muss mich sowohl beruflich als auch privat rechtfertigen
und Rechenschaft ablegen.

Ich benoẗige Spezialbewilligungen, wenn ich mein Zuhause
verlassen will,
und zwar fur̈ jede Zeitspanne ub̈er 48 Stunden.

Ich habe mein Recht auf Schutz meiner Daten verloren, die der
Schweigepflicht unterliegen,
person̈liche Auskun̈fte kon̈nen ohne meine Zustimmung eingeholt
werden.

https://vision2035.ch/ratespiel-wer-bin-ich/


Es ist sogar eine spezielle Pruf̈stelle geschaffen worden,
die  autorisiert  ist,  zu  jeder  Zeit  meine  Situation  zu
ub̈erpruf̈en.

Durch Sanktionsandrohungen kann das Gesetz mir zudem das Recht
auf Menschenwur̈de entziehen,
das im schweizerischen Verfassungsrecht verankert ist, falls
ein Verstoss gegen die strikten Regeln festgestellt wird.

Meine  Eigenverantwortung  wird  folglich  als  ausgesprochen
gewichtig eingestuft,
denn die erwaḧnte materielle und psychologische Unterdruc̈kung
ist sehr gewichtig.

Antwort

Nein, ich bin kein Krimineller.

Ich bin vielmehr ein unbekanntes und ehrliches Wesen, das mit
einigen Hunderttausenden in einen Topf geworfen wird, weil ich
es nicht geschaft habe, nach der Arbeitslosigkeit eine neue
Stelle zu fnden. Aus diesem Grund beziehe ich, um ub̈erleben zu
kon̈nen, nicht nur Sozialhilfe, sondern muss mit allen sich
daraus ergebenden Diskriminierungen leben.

Zusaẗzliche Informationen

Limitierte Anzahl Arbeitsplaẗze

Die  repressiven  Kontrollmethoden  und
Wiedereingliederungsmassnahmen, die je nach Stadt und Kanton
variieren, verstar̈ken die irrefuḧrende Meinung, dass die
Inkompetenz der Unterstu ẗzten der Grund fu r̈ die
Sozialhilfeausgaben ist. Dabei ist jedem Menschen, der zaḧlen
kann, klar, dass die Anzahl Arbeitsplaẗze ofensichtlich
limitiert ist. Der beste Beweis dafur̈ ist die Tatsache, dass –
von  Ausnahmen  abgesehen  –  alle  freiwerdenden  oder  neu
geschafenen Arbeitsstellen rasch besetzt werden und immer noch
Hunderttausende arbeitslos sind.



Ca. 250’000 Arbeitslose *
Ca. 260’000 Sozialhilfebezug̈er *
? Personen, die unter dem Existenzminimum leben
? Personen ohne festen Wohnsitz

Proportional zur geschaẗzten Anzahl von 5,1 Millionen
Erwerbstaẗigen *, liegt der Anteil der oben erwaḧnten Personen
bei ub̈er 10 %,
in manchen Stad̈ten bei ub̈er 20 %.

Relative Eigenverantwortung

Ich weise keinesfalls die Eigenverantwortung fur̈ meine
Arbeitslosigkeit zuruc̈k, vergleiche mich aber mit demjenigen,
der es beim beruḧmten Kinderspiel „Sesseltanz“ nicht schaft,
sich  zu  setzen.  In  Anbetracht  der  limitierten  Anzahl
Arbeitsplaẗze kann ich nicht akzeptieren, fur̈ den fehlenden
Stuhl verantwortlich gemacht zu werden, und zwar unabhan̈gig
von den vorgebrachten Argumenten.

Argument 1: Missbrauch Einzelner

Das Hauptargument fur̈ die oppressive Politik des Sozialwesens
ist der Missbrauch einzelner Personen, die ungerechtfertigte
Leistungen beziehen. Bis zum Beweis des Gegenteils scheint es
jedoch bei Arbeitslosen und Sozialhilfebezug̈ern keinen hoḧeren
Anteil  an  Profteuren  zu  geben  als  in  irgendeinem  anderen
sozialen  oder  professionellen  Umfeld.  Trotzdem  scheint  es
normal und gerechtfertigt zu sein, Sozialhilfebezug̈er
Diskriminierungen und Demuẗigungen auszusetzen und damit die
grosse Mehrheit ehrlicher Individuen abzuwerten.

Argument 2: Kosteneinsparungen

Gemas̈s dem Bundesamt fur̈ Statistik (BFS) betragen die
Gesamtkosten der Sozialhilfe – Infrastruktur und Angestellte
mit  eingerechnet  –  weniger  als  1,5  %  der  globalen
Sozialausgaben. Vor diesem Hintergrund erscheint es mir umso
erschreckender,  dass  man  Einsparungen  auf  Kosten  der



Sozialhilfebezug̈er erzielen will, fur̈ die sich anzuziehen, zu
pflegen und ausreichend zu ernaḧren im besten Fall an der
Grenze des Machbaren ist. Ausserdem sollte nicht ausser Acht
gelassen werden, dass sa m̈tliche Leistungen, die
Sozialhilfebezug̈ern ausbezahlt werden, Unternehmen, Lad̈en und
dem lokalen Gewerbe zugutekommen. Es entsteht also keinerlei
Verlust fur̈ die Wirtschaft unseres Landes.

Argument 3: Verhindern, dass die Arbeitnehmer benachteiligt
werden

Ein weiteres Argument, Sozialhilfebezug̈er auf das absolute
Existenzminimum zu setzen, besteht darin, dass man um jeden
Preis  verhindern  will,  dass  sich  ein  schlecht  bezahlter
Arbeitnehmer im Vergleich zu einem Sozialhilfebezug̈er
benachteiligt fuḧlt. In einer Welt, in der lukrative
Arbeitsstellen  der  Automatisation  zum  Opfer  fallen  und
Einzelpersonen  ohne  Grenzen  gestattet  sind,  Milliarden  zu
verdienen, war̈e es im Sinne eines minimalen Gleichgewichts
angebracht,  einen  Mindestlohn  festzulegen  und  damit  die
Sozialhilfebezug̈er etwas zu entlasten. Denn im Moment sieht
die Realitaẗ so aus, dass die 250’000 Sozialhilfebezug̈er dank
der  Leistungen  der  Sozialhilfe,  die  dem  Existenzminimum
entsprechen, knapp den Kopf ub̈er Wasser halten kon̈nen, jedoch
strikte und in jeder Beziehung an diese Obergrenze gebunden
sind.

Gesellschaftliche Solidaritaẗ, gekoppelt mit lebenslanger
Schuld 

Arbeitslose, Fluc̈htlinge, Rentner und Invalide verdienen wie
alle anderen ein Leben in Wur̈de. Gluc̈klicherweise haben in
unserem Land alle Menschen Zugang zu Mitteln aus den globalen
Sozialausgaben, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten – z. B.
ub̈er Steuern und Versicherungen –, was auch einer Form von
gesellschaftlicher Solidarita ẗ entspricht. Die
Sozialhilfebezug̈er bezahlen aber einen hohen Preis fur̈ diese
gesellschaftliche Solidaritaẗ, und zwar in Form einer



ausgesprochen unterdruc̈kenden Politik: die Betrag̈e, die sie
fur̈ ihr Uberleben erhalten, stellen in den meisten Kantonen
eine lebenslange Schuld dar, dies fur̈ Menschen, die knapp
ihren Kuḧlschrank ful̈len kon̈nen.

Verschar̈fung der Sanktionen

Sozialhilfebezug̈ern, die per Defnition mit dem Existenzminimum
leben mus̈sen, ist es insbesondere im Kanton Bern strikte
untersagt, den Gewinn aus kleinen Arbeiten zu behalten, denn
sogar ein geschenktes Paar Winterschuhe muss angegeben werden
und wird an die Leistungen angerechnet. Die Verschar̈fung des
schweizerischen Strafrechts vom 1. Oktober 2016 hat zur Folge,
dass ein einfaches, nicht angegebenes Geschenk dazu fuḧrt,
dass  der  Sozialdienst  bei  der  Staatsanwaltschaft  Anzeige
erstatten muss; die Verurteilung erfolgt durch die Gerichte.

Verlust der Menschenwur̈de

Das Recht auf Menschenwur̈de ist ein Grundrecht, das in der
Schweizerischen  Bundesverfassung  verankert  ist  und
sicherstellt, dass jeder Bur̈ger Anrecht auf eine
Existenzgrundlage  hat.  Dennoch  kann  dieses  Recht  auf
Menschenwur̈de, so zentral es auch sein mag, aufgehoben werden,
wenn sich Sozialhilfebezug̈er nicht an die administrativen
Vorgaben halten. Denn der Sozialhilfebezug̈er kann tatsac̈hlich
bei der kleinsten Unstimmigkeit oder Uneinigkeit sein Recht
auf das Existenzminimum verlieren.

Person̈liche Belastung

Gemas̈s BFS kann sich eine lange andauernde Arbeitslosigkeit
aufgrund  ihrer  Begleiterscheinungen  wie  Verarmung  oder
sozialer Ausgrenzung negativ auf die Gesundheit auswirken. Es
versteht  sich  also  von  selbst,  dass  im  Falle  einer  zum
Existenzminimum  reduzierten  Verarmung  und  sozialer
Ausgrenzung, das zusaẗzliche Erleiden von demuẗigenden
Unterdruc̈kungen unter der Drohung, das Recht auf ein Leben in
Wur̈de zu verlieren, die psychische und physische Gesundheit



noch star̈ker belastet.

Eingetrichtertes Verhalten

In Anbetracht einer Politik, in der die Wur̈de von
Sozialhilfebezug̈ern immer star̈ker beeintrac̈htigt wird, kon̈nte
es  als  gerechtfertigt  erscheinen,  seine  Sozialarbeiterin
anzuschreien,  die  unter  dem  Deckmantel  ihres  Jobs  extrem
diskriminierende Massnahmen verhan̈gt und diese damit
rechtfertigt, konform mit den Weisungen ihrer Vorgesetzten zu
sein. Aber dies sollte man unter keinen Umstan̈den wagen, denn
die sich daraus ergebenden Konsequenzen war̈en mit Garantie
noch  viel  gravierender,  zumal  die  Sozialarbeiterinnen  im
Allgemeinen ihr Bestes geben.

Politiker mit guten Absichten

Man kann Politiker, die gegenub̈er Sozialhilfebezug̈ern eine
oppressive Politik verfolgen bzw. diese noch verschar̈fen
wollen und trotzdem ruhig schlafen kon̈nen, nicht einfach als
niedertrac̈htig bezeichnen; denn sie sind sich der Leiden der
Menschen,  die  die  Konsequenzen  ihrer  Haltungen  ertragen
müssen, nicht bewusst. Das Überleben von Sozialhilfebezügern,
die  demütigenden  Diskriminierungen  und  Drohungen  ausgesetzt
sind, gleicht einem Seiltanz: der kleinste Fehltritt kann sie
in die Tiefen der Prekaritaẗ hinabfuḧren, wo das Grundrecht
auf Menschenwur̈de nicht mehr existiert.

Sanktionierte Ungerechtigkeiten 

Diese Ungerechtigkeiten werden tag̈lich angewendet; sie sind
durch einen umstan̈dlichen, jedoch gut eingespielten Prozess
legitimiert.  Denn  jede  Person,  die  einen  Antrag  auf
Sozialhilfe  stellt,  muss  gleich  zu  Beginn  eine
Zustimmungsvereinbarung  unterzeichnen.  Konkret  wird  ein
Hilfesuchender, der existentielle Probleme hat und meist vor
lauter Scham bereits verstummt ist, vom Sozialdienst vor eine
einfache und radikale Wahl gestellt:



A.  Materielle  Hilfe  zu  akzeptieren,  die  ihm  das
Existenzminimum  garantiert;  dies  unter  der
Voraussetzung, sich bedingungslos zu fug̈en und einen
Vertrag zu unterschreiben, dessen Klauseln beinhalten,
Difamierungen, Demuẗigungen und Diskriminierungen in
verschiedenster Form zu billigen.
B. Auf sein Recht auf Menschenwur̈de zu verzichten mit
dem Risiko, sein Zuhause und seinen Kuḧlschrank zu
verlieren.

Um dem Ganzen die Krone aufzusetzen, pras̈entiert sich diese
brutale Praxis – aus einer Vielzahl an Argumenten gewebt, mit
Ho f̈lichkeiten ausgeschmu c̈kt und trotzdem voller
schwerwiegender  Konsequenzen  –  als  gerecht,  angemessen  und
harmlos. Doch seien wir ehrlich: kein einziger Mensch, egal
welchen Alters oder sozialen Milieus, wur̈de es fur̈ sich
person̈lich als gerechtfertigt erachten, sich dieser Praxis
unterzuordnen – unabhan̈gig der vorgebrachten Argumente.

Sich mit der Empor̈ung abfinden

Bei all der Empo r̈ung, die durch ein staatliches
Verwaltungssystem hervorgerufen wird, scheint es fur̈ eine
arme, benachteiligte und mit ungleichen Wafen kam̈pfende Person
schwierig zu sein, sich zu wehren. Von alledem ub̈erwal̈tigt
frage ich mich, wie viele der 250’000 Sozialhilfebezug̈er
resigniert haben, handlungsunfaḧig sind, verstummen und im
Schatten ihrer wachsenden Angst leben; und wie viele von ihnen
ihr Recht auf Menschenwur̈de eingebus̈st und infolge der
Diskriminierungen alles verloren haben, sogar ihr Zuhause. Und
ich  wage  fast  nicht  mich  zu  fragen,  wie  viele  ehrliche
Menschen, die Opfer dieser empor̈enden Umstan̈de sind, noch
tiefer gesunken sind.

Schlussfolgerung

Da unser Arbeitsmarkt nicht in der Lage ist, die Bedur̈fnisse
aller zu decken, und keiner dafur̈ mehr Verantwortung trag̈t als



jeder andere, war̈e es an der Zeit, diejenigen zu entlasten,
die bereits Opfer dieses Umstands geworden sind. Und vergessen
wir nicht, dass diese Menschen – von sozialer Uberwachung und
Verleumdung befreit und bereit, aus dem Schatten zu treten –
sicherlich bereit war̈en, mit mehr Enthusiasmus zu leben und
sich fur̈ das Gemeinwohl in ihrer naḧeren oder weiteren
Umgebung einzusetzen.

Selbst wenn diese Tatsache unberuc̈ksichtigt bleibt, wun̈schen
wir uns doch – alleine aufgrund des gesunden Menschenverstands
– in einem Land zusammenzuleben, in dem das fundamentale Recht
auf Menschenwur̈de fur̈ alle gilt; ein Land, in dem Not und
Armut im Rahmen des Mog̈lichen vermieden wird, indem wir uns
auf die kollektive Solidaritaẗ zuruc̈kbesinnen und auch
Sozialhilfebezug̈ern mit dem noẗigen Respekt begegnen. Denn die
brutale Unterdruc̈kung, die immer weiter verschar̈ft wird, auf
falschen Argumenten beruht und Individuen moralisch, psychisch
und manchmal gar physisch verletzt, kon̈nte jedes Jahr
hunderttausenden  achtbaren  Menschen  erspart  bleiben.

Wenn man beruc̈ksichtigt, dass die Schweiz eines der reichsten
Lan̈der der Welt ist, ist das Ausmass der aktuellen sozialen
Unterdruc̈kung nicht nur unfassbar, sondern inakzeptabel. Auf
der einen Seite zaḧlen wir ca. 250’000 Sozialhilfebezug̈er, die
direkt  unter  den  Konsequenzen  dieser  Politik  leiden;  dazu
gesellen sich Arbeitslose und Arbeiter, die befur̈chten mus̈sen,
eines Tages ebenfalls in diesen brutalen und erniedrigenden
Abgrund zu stur̈zen. Vergessen wir nicht, dass es sich letzten
Endes um menschliche Wesen in immer gros̈serer Zahl handelt,
die Opfer unseres oppressiven und entwur̈digenden Sozialwesens
werden, aufgegeben und verlassen wie die armen Hunde, die auf
der Strasse leben mus̈sen.

Hoffnung

Wie soll es gelingen, die Hofnung zu bewahren, die Einstellung
der Sozialarbeiterin zu veran̈dern, die wirtschaftlichen Ziele
ihrer Vorgesetzten zu an̈dern? Wie kon̈nen die eigentlichen



Fundamente unseres Sozialwesens veran̈dert werden, wenn man
doch weiss, dass die Missstan̈de deshalb entstehen, weil sich
jeder nur auf seine Aufgabe konzentriert, vol̈lig losgelos̈t von
den zwei sehr wichtigen Tatsachen, dass die Arbeitsplaẗze
limitiert sind und alle fnanziellen und sozialen Ressourcen
von der gesellschaftlichen Solidaritaẗ abhan̈gig sind.

̊
Eine einfache und sogar wirtschaftliche Los̈ung – wie unten
beschrieben – ist mog̈lich!

Einheitskasse

Einfache Umsetzung

Grun̈dung einer zentralen Kasse fur̈ die fnanzielle Verwaltung
der Mittel und Ausgaben folgender fun̈f Sozialversicherungen:

Arbeitslosenversicherung
Invalidenversicherung
Sozialhilfe
Altersversicherung
Ausgleichskasse

Objektiver Ub̈erblick

Es geht um die administrative Integration des Aspekts, dass
alle Sozialausgaben auf gesellschaftlicher Solidaritaẗ grun̈den
und es deshalb sinnlos ist, die Ausgaben einer Kasse auf die
nac̈hste zu ub̈ertragen. Auf diese Weise war̈e nicht nur eine
einfachere und wesentlich wirtschaftlichere, sondern auch eine
konstruktivere und menschlichere Verwaltung mog̈lich.

Erhebliche Vorteile fur̈ alle

1. Grosse Einsparungen

Die Einsparungen durch eine einfache Zentralisierung war̈en
erheblich; auch die enormen Kosten, die durch die Kleinkriege
der Kassen, durch Druck und Unterdruc̈kung, kontroverse oder



luc̈kenhafte Analysen sowie administrative, medizinische und
manchmal langwierige juristische Verfahren entstehen, kon̈nten
auf diese Weise oft verhindert werden.

2. Solidarität und Würde

Schafen  eines  einheitlicheren,  menschlicheren  sozialen
Terrains und Klimas: dadurch kon̈nten hunderttausende Personen
von unfairem Druck, Unterdruc̈kung und Diskriminierung durch
die  im  „Ratespiel“  beschriebenen  Kassen  entlastet  werden.
Wur̈den sich Arbeitslose und Erwerbstaẗige vereinen, wur̈de dies
das Gefuḧl von Wur̈de in der ganzen Gesellschaft star̈ken :

200’000 Arbeitslose
250’000 Sozialhilfebezug̈er
250’000 IV-Rentner
1’500’000 Rentner

5’000’000 Erwerbstaẗige, wobei ein Teil davon unter dem
Existenzminimum lebt und viele damit kam̈pfen, dem Strudel
einer unterdruc̈kenden und diskriminierenden Sozialleistung zu
entkommen, was fur̈ alle unnoẗige Kosten verursacht.

Schlussfolgerung

Fur̈ die Zukunft

Sam̈tliche demografschen und ok̈onomischen Prognosen bestaẗigen,
dass die Anzahl Rentner und Arbeitslose in den nac̈hsten Jahren
erheblich steigen wird.

Doch selbst dann, wenn wir diese Tatsache unberuc̈ksichtigt
lassen, ist es unsinnig abzuwarten, sich starrkop̈fg zu
verhalten, zu verurteilen, zu unterdruc̈ken, zu diskriminieren,
sich voneinander zu trennen, sich selbst auf Stress und Angst
zu reduzieren in einer Welt, in der wir doch alle auf Wur̈de
angewiesen sind.

Also liegt es an uns, eine Wahl zu trefen: fur̈ mich, fur̈ Sie,
fur̈ uns, fur̈ unsere Kinder und vielleicht sogar fur̈ die



kommenden Generationen – und dies fur̈ die Wur̈de aller, mit
Mitgefuḧl, sowohl unter den Armen als auch unter den
Ultrareichen.

Jetzt handeln!

Denn das Offensichtliche las̈st sich nicht mehr verleugnen.
Denn unsere Herzen kennen nur ein Gewissen: das gute.
Denn Solidaritaẗ darf nicht nur oberflac̈hliche Fassade sein.
Denn es ist an der Zeit, das Morgen so zu kreieren, wie wir es
uns heute wun̈schen.
Denn wenn Ihre Entschlossenheit nur einem einzigen Menschen
hilft, hat es sich bereits gelohnt.

Antoine  Glauser  ist  ausgebildeter  Schmuckhandwerker  und
Schöpfer  in  verschiedenen  künstlerischen  Bereichen  wie
Malerei, Skulptur, Mosaike und Architekturmodelle.Nach fast 7
Jahren von der Sozialhilfe profitierend und gleichzeitig an
ihr leidend, ist er derzeit von ihr befreit.

Hier das Ratespiel zum Download

Das Ratespiel auf Facebook
Für alle, die Antoine Glausers Ratespiel und die präsentierte
Idee einer Einheitskasse kommentieren möchten. Er freut sich
auf Austausch.
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